
Beschluss des Präsidenten des Gerichts vom 22. Dezember 
2011 — Al-Chihabi/Rat 

(Rechtssache T-593/11 R) 

(Vorläufiger Rechtsschutz — Gemeinsame Außen- und Si­
cherheitspolitik — Restriktive Maßnahmen gegen Syrien — 
Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen — 
Antrag auf einstweilige Anordnungen — Fehlende Dringlich­
keit — Kein schwerer und nicht wiedergutzumachender 

Schaden) 

(2012/C 49/45) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Antragsteller: Fares Al-Chihabi (Aleppo, Syrien) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte L. Ruessmann und W. Berg) 

Antragsgegner: Rat der Europäischen Union (Prozessbevollmäch­
tigte: M. Bishop und R. Liudvinaviciute-Cordeiro) 

Gegenstand 

Im Wesentlichen Antrag auf Aussetzung des Vollzugs des Be­
schlusses 2011/522/GASP des Rates vom 2. September 2011 
zur Änderung des Beschlusses 2011/273/GASP über restriktive 
Maßnahmen gegen Syrien (ABl. L 228, S. 16), der Verordnung 
(EU) Nr. 878/2011 des Rates vom 2. September 2011 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 442/2011 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Syrien (ABl. L 228, S. 1), 
des Beschlusses 2011/684/GASP des Rates vom 13. Oktober 
2011 zur Änderung des Beschlusses 2011/273/GASP über res­
triktive Maßnahmen gegen Syrien (ABl. 
L 269, S. 33) und der Verordnung (EU) Nr. 1011/2011 des 
Rates vom 13. Oktober 2011 zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 442/2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Syrien (ABl. L 269, S. 18), soweit diese Vorschriften den 
Antragsteller 
betreffen 

Tenor 

1. Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz wird zurückgewiesen. 

2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Rechtsmittel, eingelegt am 24. November 2011 von A 
gegen das Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst 
vom 14. September 2011 in der Rechtssache F-12/09, A/ 

Kommission 

(Rechtssache T-595/11 P) 

(2012/C 49/46) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: A (Port-Vendres, Frankreich) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte B. Cambier, A. Paternostre und L. 
Levi) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— das Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Eu­
ropäischen Union vom 14. September 2011 in der Rechts­
sache F-12/09 aufzuheben; 

— demzufolge den Anträgen, die der Rechtsmittelführer in der 
ersten Instanz gestellt hat, stattzugeben und dementspre­
chend 

— die Entscheidungen, mit denen die Europäische Kommis­
sion die Zahlung der nach Art. 73 des Statuts geschul­
deten Entschädigung an den Rechtsmittelführer ablehnt, 
aufzuheben und diese zu verurteilen, dem Rechtsmittel­
führer unverzüglich die Entschädigung nach Art. 73 des 
Statuts sowie eine zusätzliche Entschädigung nach all­
gemeinen Rechtsgrundsätzen in Höhe des Unterschieds­
betrags zwischen der Höhe des tatsächlich entstandenen 
Schadens und der Entschädigung nach Art. 73 des Sta­
tuts zu zahlen; 

— die Kommission zu verurteilen, dem Rechtsmittelführer 
Verzugszinsen ab Dezember 2004 — dem Zeitpunkt, zu 
dem die Krankheit als Berufskrankheit, die Höhe des 
entstandenen Schadens und die Dauerhaftigkeit seines 
Gesundheitszustands hätten anerkannt werden müssen 
— zu zahlen; 

— die Europäische Kommission zu verurteilen, an den 
Rechtsmittelführer jeglichen Betrag zu zahlen, der dem 
Gericht angemessen erscheint, um den immateriellen 
Schaden auszugleichen, der dem Rechtsmittelführer auf­
grund der zahlreichen Pflichtverletzungen und Regelwid­
rigkeiten entstanden ist, die die Dienststellen der Euro­
päischen Kommission bei der Durchführung der ihn be­
treffenden ärztlichen Verfahren begangen haben; 

— der Beklagten die Kosten beider Instanzen aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Der Rechtsmittelführer macht drei Rechtsmittelgründe geltend. 

1. Mit dem ersten Rechtsmittelgrund werden eine Verletzung 
des Grundsatzes der Einhaltung einer angemessenen Verfah­
rensdauer, der Fürsorgepflicht und des Grundsatzes des Ver­
trauensschutzes sowie eine Verfälschung des Akteninhalts 
gerügt. 

2. Mit dem zweiten Rechtsmittelgrund wird eine Verletzung 
des Rechts auf vollständige Entschädigung für den entstan­
denen Schaden gerügt. 

3. Mit dem dritten Rechtsmittelgrund werden ein Verstoß ge­
gen die Art. 73 und 90 des Statuts der Beamten der Euro­
päischen Union, die Grundsätze der ordnungsgemäßen Ver­
waltung und der Verfahrensökonomie, das Rückwirkungs­
verbot, den Grundsatz der Normenhierarchie und den Be­
griff der Konsolidierung sowie eine Verfälschung der Tatsa­
chen und des Vorbringens des Klägers gerügt.
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